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(Nr. 14396.) Verordnung über die Horle. Vom 6. Auguſt 1937. 


Nachdem der Oberpräſident, Verwaltung des Niederſchleſiſchen Provinzialverbandes, in 
Breslau zugeſtimmt hat, werden gemäß § 50 des Geſetzes zur Verhütung von Hochwaſſergefahren 
in der Provinz Schleſien vom 3. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 171) die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes, mit Ausſchluß der nur auf den erſtmaligen Ausbau bezüglichen, auf die Horle im Kreiſe 
Militſch von der Reichsgrenze bis zur Kreisgrenze Militſch —Guhrau ausgedehnt. 


Berlin, den 6. Auguſt 1937. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Darré. 


(Nr. 14397.) Verordnung zur Durchführung des Artikels I § 2 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels in der Stadt Düſſeldorf. Vom 23. Oktober 1937. 


Auf Grund der Vorſchrift des Artikels I 8 2 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels vom 12. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 262) in der Faſſung der Geſetze vom 27. Juni 
1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 523) und 13. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1241) und vom 9. Mai 
1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 589) wird folgendes beſtimmt: 


§ 1. 
Als Gemeindebezirk im Sinne der Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes zum Schutze 

des Einzelhandels gelten innerhalb der Stadt Düſſeldorf folgende Stadtteile: 

Bezirk 1: Düſſeldorf ohne die Stadtteile Düſſeldorf-Benrath und Düſſeldorf-Kaiſerswerth; 

Bezirk 2: Düſſeldorf⸗Benrath; 

Bezirk 3: Düſſeldorf-Kaiſerswerth. 
Als Grenzen der Gemeindebezirke zu 2 und 3 gelten die Grenzen der Standesamtsbezirke Düffel- 
dorf⸗Benrath und Düſſeldorf-Kaiſerswerth. 
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82. 
Die Beſtimmung des § 1 findet keine Anwendung, ſoweit bereits vor Inkrafttreten dieſer 
Verordnung zum Zwecke der Verlegung einer Verkaufsſtelle Verkaufsräume gemietet oder bauliche 
Veränderungen an einem Grundſtücke vorgenommen worden ſind. 


§ 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 23. Oktober 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 
In Vertretung: 


Poſſe. 


(Nr. 14398.) Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Bäckereien und Konditoreien 
(Bäckereiverordnung). Vom 28. Oktober 1937. 


Uberſicht. 
Erſter Abſchnitt. 


Geltungsbereich. 
§1 Geltungsbereich. 


Zweiter Abſchnitt. 


Arbeits⸗ und Lagerräume. 
§ 2 Begriff. 
§3 Lage. 
§4 Höhe. 
§ 5 Luftraum und Grundfläche. 
§ 6 Fenſter. 
§7 Fußboden. 
88 Wände und Decken. 
89 Aufſtellung der Backöfen. 
§ 10 Einrichtung. 


Dritter Abſchnitt. 


Waſch⸗ und Umkleidegelegenheit. 
§ 11 Waſcheinrichtung. 
§ 12 Umkleidegelegenheit. 


Vierter Abſchnitt. 


Betriebsvorſchriften. 
§ 13 Allgemeines. 
§ 14 Reinigen der Hände. 
§ 15 Bekleidung. 
§ 16 Arbeitstiſche und Geräte. 
§ 17 Schutz der Lebensmittel. 
§ 18 Reinhalten der Betriebsräume. 
§ 19 Haustiere. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Durchführungsvorſchriften. 
§ 20 Aushänge. 
§ 21 Ausnahmen. 
§ 22 Zwangsmittel und Strafen. 
§ 23 Verhältnis zu anderen Vorſchriften. 


Sechſter Abſchnitt. 


Übergangsvorſchriften. 
§ 24 Übergangsvorſchriften. 


Auf Grund des eee eee vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) und der 
Reichsgewerbeordnung $ 120 e wird hiermit für das Land Preußen verordnet: 


Erſter Abſchnitt. 
Geltungsbereich. 
8 1. 
Geltungsbereich. 
(1) Unter dieſe Verordnung fallen alle Betriebe, in denen Bäcker- oder Konditorwaren regel- 
mäßig gewerbsmäßig hergeſtellt oder in fremdem Auftrage gebacken werden. 
(2) Unter dieſe Verordnung fallen auch Bäckereien und Konditoreien von Konſum- und anderen 
Vereinen, in Gaft- und Schankwirtſchaften, in Speiſeanſtalten aller Art (3. B. Penſionen, Heil— 
anſtalten, Kantinen), in Warenhäuſern, in Mühlen und in anderen gewerblichen Betrieben. 


() Auf Bäckereien und Konditoreien, die auf Jahrmärkten, Meſſen, Kirmeſſen und Volksfeſten 
vorübergehend betrieben werden, finden nur die Beſtimmungen des dritten und vierten Abſchnitts 
dieſer Verordnung Anwendung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Arbeits⸗ und Lagerräume. 
8 2. 
Begriff. 
(1) Arbeitsräume find Räume, in denen Bäcker- oder Konditorwaren vorbereitet oder her— 
geſtellt werden. 


(2) Für Lagerräume, in denen Mehl, Bäcker- und Konditorwaren oder andere Lebensmittel 
gelagert oder aufbewahrt werden, gelten die Beſtimmungen dieſer Verordnung nur, ſoweit auf 
ſie beſonders Bezug genommen wird. 

83. 


Lage. 
(1) Der Fußboden der Arbeitsräume darf nicht tiefer als der ihn umgebende Erdboden liegen. 


(2) Die Arbeits- und Lagerräume dürfen nicht in unmittelbarer Verbindung mit Schlaf- 
räumen ſtehen. Sie müſſen gegen Dünſte aus Bedürfnisanſtalten, Ställen oder anderen geruch- 
verbreitenden Anlagen durch dichte Wände ohne Offnungen W durch ausreichenden Abſtand der 
Fenſter⸗ und Türöffnungen geſchützt ſein. 


(3) Abflußröhren von Aborten dürfen nicht durch die Arbeits- und Lagerräume geführt werden. 
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8 4. 
Höhe. 


Die Arbeitsräume müſſen mindeſtens drei Meter hoch ſein. 


8 5. 
Luftraum und Grundfläche. 
Jeder Arbeitsraum muß einen Luftinhalt von mindeſtens fünfzehn Raummetern für jeden 
regelmäßig darin Beſchäftigten haben. Die Grundfläche des Hauptarbeitsraums muß nach Abzug 
der Ofengrundfläche mindeſtens zehn Flächenmeter betragen. 


§ 6. 
Fenſter. 

(1) Die Geſamtfläche der lichten Fenſteröffnungen jedes Arbeitsraums muß mindeſtens ein 
Achtel ſeiner Grundfläche, abzüglich der Ofengrundfläche, jedoch mindeſtens einen Flächenmeter 
betragen. 

(2) Die durch Abſ. 1 vorgeſchriebenen Fenſter müſſen unmittelbar ins Freie führen und ſich 
mindeſtens in der Hälfte ihrer Geſamtfläche öffnen laſſen. 

() Zum Zwecke einer möglichſt zugfreien Lüftung muß der obere Teil der Fenſter vom 
Fußboden aus geöffnet und geſchloſſen werden können, ſofern nicht auf andere Weiſe für aus⸗ 
reichende, zugfreie Lüftung geſorgt iſt. 


§ 7. 
Fußboden. 
(1) Die Fußböden der Arbeitsräume müſſen feſt, glatt, ohne offene Fugen, waſſerdicht und 
gegen das Eindringen von Feuchtigkeit und Bodenkälte geſchützt ſein. 
(2) Der Übergang vom Fußboden zu den Wänden ift jo auszubilden, daß er gut gereinigt 
werden kann. 


88. 
Wände und Decken. 

(1) Die Wände und Decken der Lagerräume müſſen glatt und ohne offene Fugen her— 
geſtellt ſein. 

(2) Die Wände und Decken der Arbeitsräume müſſen verputzt ſein. Die Wände müſſen bis 
zu einer Höhe von eineinhalb Metern abwaſchbar und hell ſein. Der übrige Teil der Wände und 
Decken müſſen, falls ſie nicht abwaſchbar ſind, jährlich mindeſtens einmal friſch mit Kalk geſtrichen 
werden. Abwaſchbare Anſtriche ſind mindeſtens alle fünf Jahre zu erneuern. 


89. 
Aufſtellung der Backöfen. 

(1) Die Zwiſchenräume zwiſchen den Backöfen und den Decken oder Wänden müſſen mindeſtens 
dreißig Zentimeter betragen, andernfalls müſſen ſie innerhalb der Arbeitsräume durch Zumauern 
verdeckt werden. 

(2) Bei kohlebeheizten Backöfen mit Seiten- oder Hinterfeuerung iſt der Feuerungsraum 
vom Backraum durch eine Wand ſtaubdicht abzutrennen. Dicht- und ſelbſtſchließende Türen ſind 
zuläſſig. Der Feuerungsraum muß ausreichende natürliche oder künſtliche Beleuchtung und 
Lüftung erhalten. 

(2) Bei Gasbacköfen ſind die Verbrennungsgaſe einwandfrei ins Freie abzuführen. 

(4) Heizſtoffe und Aſche dürfen nicht in Arbeitsräumen gelagert werden. 
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§ 10. 
Einrichtung. 
(1) Alle Einrichtungsgegenſtände müſſen ſo beſchaffen und aufgeſtellt ſein, daß ſie ſich leicht 
und möglichſt allſeitig reinigen laſſen. 


E) Die Backtröge müſſen entweder dicht ſchließend auf dem Fußboden aufſtehen oder mit 
Füßen von mindeſtens einem viertel Meter Höhe verſehen ſein. Zwiſchen den Ablegebrettern der 
Arbeitstiſche und dem Fußboden muß ein freier Raum von mindeſtens einem viertel Meter Höhe 
verbleiben. 


Dritter Abſchnitt. 


Waſch⸗ und Umkleidegelegenheit. 
Soll. 
Wajheinridtung. 

(1) Den Beſchäftigten find ausreichende Waſcheinrichtungen mit fließendem Waſſer zur 
Verfügung zu ſtellen und zwar iſt für je vier Beſchäftigte mindeſtens eine Zapfſtelle vorzuſehen. 

(2) In Betrieben, deren Beſchäftigte ſämtlich an der Arbeitsſtätte wohnen, und in Betrieben 
mit höchſtens vier Beſchäftigten genügt eine Waſcheinrichtung im Arbeitsraum. In den übrigen 
Betrieben ſind beſondere, ausreichend beleuchtete und erwärmte Waſchräume in der Nähe der 
Arbeitsräume zur Verfügung zu ſtellen. 

6) Jedem Beſchäftigten find Nagelbürſte, Seife und mindeſtens einmal wöchentlich ein reines 
Handtuch zu liefern. 

(4 Die Waſcheinrichtungen find täglich gründlich zu ſäubern. 

(5) Solange auf dem Grundſtücke kein fließendes Waſſer vorhanden iſt und deshalb die Be⸗ 
ſtimmungen der Abſ. 1 und 2 nicht erfüllt werden können, muß für jeden Beſchäftigten eine Waſch⸗ 
ſchüſſel zur Verfügung geſtellt und dafür geſorgt werden, daß genügend reines Waſſer vorhanden 
iſt und daß das gebrauchte Waſſer durch einen Ausguß abgeleitet werden kann. 


§ 12. 
Umkleidegelegenheit. 
(1) In den Arbeits- und Lagerräumen dürfen Kleider nicht offen aufgehängt werden. 


2) Den Beſchäftigten iſt Gelegenheit zu geben, ihre Kleidung ſauber, ſtaubfrei und unter 
Verſchluß zu verwahren und ſich an einem während der kalten Jahreszeit erwärmten Orte außer- 
halb der Arbeitsräume umzukleiden. 


Vierter Abſchnitt. 


Betriebsvorſchriften. 
8 18. 
Allgemeines. 
() Der Betriebsführer hat für größte Reinlichkeit im Betrieb zu ſorgen. 
(2) Die Arbeits- und Lagerräume dürfen nicht zu anderen als Bäckerei- oder Konditoreizwecken, 
insbeſondere nicht als Koch-, Walch“, Wohn- oder Schlafräume benutzt werden. Nicht zu Bäckerei⸗ 


oder Konditoreizwecken dienende Gegenſtände dürfen in den Arbeits- und Lagerräumen nicht auf⸗ 
bewahrt werden. 
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(3) Perſonen mit anſteckenden oder efelerregenden Krankheiten, insbeſondere der Haut, ſowie 
Perſonen, die Krankheitskeime ausſcheiden (Bazillenträger, Dauerausſcheider), dürfen nicht mit der 
Herſtellung, der Beförderung und dem Austragen von Waren beſchäftigt werden. Dasſelbe gilt für 
Perſonen, die Verbände an den Händen oder Unterarmen tragen oder an dieſen Stellen erhebliche 
unverbundene Verletzungen aufweiſen. 

(4) Das Rauchen, Schnupfen, Kauen von Tabak und das Ausſpucken find in den Arbeits- und 
Lagerräumen verboten. 

§ 14. 
Reinigen der Hände. 

(1) Vor Beginn der Arbeit, insbeſondere vor dem Zurichten und Teigmachen, haben die dabei 
beſchäftigten Perſonen Hände und Arme mit reinem Waſſer und Seife gründlich zu reinigen. Die 
gleiche Reinigung iſt nach jeder längeren Arbeitsunterbrechung, beſonders nach jeder Benutzung der 
Bedürfnisanſtalten vorzunehmen. Das Waſchwaſſer iſt ſofort nach Gebrauch abzulaſſen oder 
auszugießen. 

(2) Nach jedem Teigmachen find Hände und Arme ſorgfältig von Teigreſten zu befreien. 


8 15. 
Bekleidung. 

Die im Betrieb tätigen Perſonen müſſen während der Arbeit eine den Körper bedeckende 
waſchbare, ſtets in ſauberem Zuſtande zu erhaltende Arbeitskleidung und eine waſchbare Kopf- 
bedeckung tragen. 

§ 16. 
Arbeitstiſche und Geräte. 

(1) Die im Betrieb verwendeten Tiſche, Geräte, Gefäße, Tücher und dergl. dürfen nicht zu 
anderen als zu Betriebszwecken benutzt werden; ſie müſſen ſtets in reinlichem Zuſtand er- 
halten werden. 

(2) Zum Teigmachen und zum Streichen des Brotes darf nur reines einwandfreies Trink- 
waſſer benutzt werden. Das Streichwaſſer muß täglich mehrmals erneuert werden, ſo daß es ſtets 
ſauber und friſch iſt. 

(2) Das Sitzen und Liegen auf den zur Herſtellung und Lagerung von Backwaren beſtimmten 
Tiſchen und dergl. iſt unterſagt. 

8 17. 
Schutz der Lebensmittel. 

Mehlvorräte und andere Lebensmittel ſind trocken, luftig und vor Verunreinigung geſchützt 
aufzubewahren. Backwaren dürfen nicht unmittelbar auf dem Fußboden gelagert werden; das 


gleiche gilt von loſen Mehlvorräten, falls ſie nicht in beſonderen Mehllagerräumen aufbewahrt 
werden. 


§ 18. 
Reinhalten der Betriebsräume. 
(1) Die Arbeits- und Lagerräume find dauernd in reinlichem Zuſtande zu erhalten. Die 


Fußböden der Arbeitsräume ſind täglich zu ſäubern und wöchentlich mindeſtens einmal, die Wände, 
ſoweit ſie abwaſchbar ſind, monatlich mindeſtens einmal abzuwaſchen. 


(2) Die Arbeits- und Lagerräume find von Ratten, Mäuſen und ſonſtigem Ungeziefer und 
von Spinngeweben freizuhalten. 


§ 19. 
Haustiere. 


Haustiere, mit Ausnahme von Katzen, dürfen in den Arbeits- und Lagerräumen nicht 
geduldet werden. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Durchführungsvorſchriften. 
8 20. 
Aushänge. 

() In jedem unter dieſe Verordnung fallenden Betrieb iſt ein Abdruck der Verordnung an 
geeigneter Stelle auszulegen. 

(2) In jedem Backraum iſt ein dauernd in gut lesbarem Zuſtande zu erhaltender Aushang 
anzubringen, aus dem erſichtlich ſind: 

1. die Länge, Breite und Höhe des Raumes; 

2. die Grundfläche abzüglich der Ofengrundfläche; 

3. der Luftinhalt des Raumes; 

4. die Zahl der Perſonen, die nach § 5 in dem Arbeitsraume regelmäßig beſchäftigt werden 

dürfen. 

(3) Die Ortspolizeibehörde hat den Aushang zur Beſtätigung der Richtigkeit ſeines Inhalts 
zu unterzeichnen. 

(4) Sit gemäß § 21 eine Ausnahme von den Beſtimmungen dieſer Verordnung erteilt, jo 
iſt eine beglaubigte Abſchrift der Ausnahmegenehmigung im Betrieb an geeigneter Stelle aus⸗ 
zulegen. 

8 21. 
Ausnahmen. 

() Die auf Grund bisheriger Vorſchriften für einzelne Bäckereien und Konditoreien erteilten 
Ausnahmen bleiben, falls ſie nicht vorher durch Friſtablauf hinfällig werden, ſo lange in Kraft, bis 
ein Wechſel des Betriebsinhabers eintritt oder weſentliche bauliche Anderungen der Anlage vor⸗ 
genommen werden. 

(2) Das Gewerbeaufſichtsamt kann auf Antrag für Arbeitsräume in beſtehenden Bäckereien 
und Konditoreien und für die Neueinrichtung von Arbeitsräumen in beſtehenden Gebäuden zu- 
laſſen, daß 

1. in Abweichung vom § 3 der Fußboden der Arbeitsräume bis zu einem Meter unter dem 

ihn umgebenden Erdboden liegen darf, ſofern durch zweckmäßige Abdichtung des Bodens 
und der Wände und durch ausreichende Licht- und Luftzufuhr die Beſchäftigten gegen 
Gefahren für ihre Geſundheit hinreichend geſchützt ſind, 
2. in Abweichung vom § 4 die Mindeſthöhe der Arbeitsräume weniger als drei Meter, jedoch 
nicht weniger als zweieinhalb Meter betragen darf. 
Dieſe Ausnahmen können ohne zeitliche Begrenzung erteilt werden; ſie verlieren ihre Gültigkeit, 
falls der Eigentümer des Grundſtücks, auf dem die Bäckerei oder Konditorei ſich befindet, wechſelt. 

(3) Das Gewerbeaufſichtsamt kann auf Antrag in beſonderen Fällen Ausnahmen von den 
Beſtimmungen dieſer Verordnung auch über die Grenzen des Abſ. 2 hinaus zulaſſen, wenn die Ab— 
lehnung des Antrags eine unbillige Härte bedeuten würde und wenn dem Schutze der Beſchäftigten 
und der Allgemeinheit hinreichend genügt wird. Die Ausnahmen ſind befriſtet zu erteilen und ver- 
lieren ihre Gültigkeit beim Wechſel des Betriebsinhabers. 

(4) Eine Neuerteilung der durch Friſtablauf, durch Wechſel des Grundſtückseigentümers oder 
des Betriebsinhabers hinfällig gewordenen Ausnahmegenehmigungen iſt zuläſſig. 

(5) Das Gewerbeaufſichtsamt kann die Erteilung der Ausnahmen von Bedingungen abhängig 
machen. 

§ 22. 
Zwangsmittel und Strafen. 

(1) Für jeden Fall der Nichtbefolgung der SS 3 bis 20 dieſer Verordnung kann ein Zwangs⸗ 
geld oder eine Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark, im Nichtbeitreibungsfall 
Zwangshaft bis zu drei Wochen oder Haft bis zu zwei Wochen feſtgeſetzt werden. 

(2) Reichsrechtliche Strafvorſchriften bleiben unberührt. 


116 Preuß. Geſetzſammlung 1937. Nr. 18, ausgegeben am 6. 11. 37. 


§ 23. 
Verhältnis zu anderen Vorſchriften. 
Geſetzliche Vorſchriften und baupolizeiliche Beſtimmungen über die Einrichtung und den Be— 
trieb beſonderer Anlagen, die über die Beſtimmungen dieſer Verordnung hinausgehen, bleiben 
unberührt. Das gleiche gilt von den Unfallverhütungsvorſchriften der zuſtändigen Berufsgenoſſen⸗ 


ſchaften. 


Sechſter Abſchnitt. 


übergangsvorſchriften. 
§ 24. 
Übergangsvorſchriften. 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten die in einzelnen Teilen des Landes 
Preußen bisher erlaſſenen Verordnungen über die Einrichtung und Den Betrieb von Bäckereien 
und Konditoreien außer Kraft. 

(2) Soweit die Beſtimmungen des zweiten Abſchnitts über die bisherigen Beſtimmungen 
hinausgehen, kann ihre Durchführung in beſtehenden Anlagen, ſolange nicht ein Umbau oder eine 
Erweiterung erfolgt, nur verlangt werden, wenn ſie zur Beſeitigung erheblicher, das Leben oder die 
Geſundheit der Beſchäftigten oder der Allgemeinheit gefährdender Mißſtände erforderlich oder ohne 
unverhältnismäßige Aufwendungen möglich iſt. Soweit die Durchführung der Beſtimmungen des 
drittes Abſchnitts größere bauliche Anderungen erfordert, ſind ſie ſpäteſtens bis zum 31. Dezember 
1939 vorzunehmen. 


Berlin, den 28. Oktober 1937. 


Zugleich im Namen des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters 
des Innern und des Preußiſchen Finanzminiſters: 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter. 
In Vertretung: 


Krohn. 


(Nr. 14399.) Zwanzigſte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 28. Oktober 1937. 


Auf Grund des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten vom 22. Sep- 
tember 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) §§ 1 und 14 wird folgendes beſtimmt: 


A. Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohn⸗ 
ſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) § 1 werden erklärt: 


I. aus dem Regierungsbezirk Oppeln und zwar 
aus dem Kreiſe Neuſtadt O. S. 
die Gemeinde Gräflich Wieſe; 


II. aus dem Regierungsbezirke Potsdam und zwar 
aus dem Kreiſe Angermünde 
die Gemeinden: 
Alt Grimnitz 
Stadt Joachimsthal; 
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III. aus dem Regierungsbezirke Frankfurt und zwar 
aus dem Landkreiſe Landsberg (Warthe) 
die Gemeinden: 

Heinersdorf 
Kernein 
Kladow 
Lorenzdorf 
Neuendorf 
Rohrbruch 
Roßwieſe 
Seidlitz 
Wepritz 
Zanzhauſen 
ferner 
der Stadtkreis Landsberg (Warthe); 


IV. aus dem Regierungsbezirk Aurich 
der Kreis Aurich 
mit Ausnahme der fiskaliſchen Gutsbezirke 
Meerhuſen und Auricher Wiesmoor I; 


V. aus dem Regierungsbezirk Aachen und zwar 
aus dem Landkreis Aachen 


die amtsfreie Gemeinde Greſſenich 
das Amt Kornelimünſter 


aus dem Kreiſe Düren 


aus dem Amte Birgel 
die Gemeinde Birgel bis zur ſüdlichen Gemeindegrenze, jedoch von dieſer ab⸗ 
weichend an der Höhe 168,4 in Richtung des nach Nordweſten führenden 
Weges bis zum Geybach, ſodann den Geybach entlang bis zur Höhe 190, wo 
die Gemeindegrenze wieder erreicht wird, 


ferner die Gemeinden: 
Gürzenich 
Lendersdorf-Krauthauſen 
Rölsdorf 


aus dem Amte Birkesdorf die Gemeinden: 
Birkesdorf 
Huchem⸗Stammeln 

die Stadt Düren 


das Amt Echtz 


aus dem Amte Kreuzau die Gemeinden: 
Boich⸗Leversbach 
Drove 
Kreuzau 
Niederau 
Üdingen 
Winden 
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aus dem Amte Langerwehe die Gemeinden: 
Jüngersdorf 
Langerwehe 
Wenau 


aus dem Amte Lucherberg die Gemeinden: 
Frenz 
Lamersdorf 
Luchem 
Lucherberg 
aus dem Amte Merken die Gemeinden: 
Derichsweiler 
Mariaweiler-Hoven 
Merken 


aus dem Amte Merzenich die Gemeinden: 


Arnoldsweiler 
Merzenich mit Ausnahme des nördlich der Eiſenbahnlinie Düren — Köln 
gelegenen Teiles 


aus dem Amte Nideggen die Gemeinde 
Obermaubach⸗Schlagſtein 


aus dem Amte Straß-Bergſtein die Gemeinde 
Untermaubach 


aus dem Kreiſe Erkelenz 


aus dem Amte Baal die Gemeinden: 
Baal 

Doveren 

Granterath 


die Stadt Erkelenz 


aus dem Amte Erkelenz (Land) die Gemeinden: 
Gerderath 


Golkrath 
die amtsfreie Gemeinde Hückelhoven 


aus dem Amte Myhl die Gemeinde 
Myhl 


aus dem Kreiſe Geilenkirchen-Heinsberg 


die Stadt Heinsberg 
das Amt Heinsberg (Land) 
das Amt Oberbruch-Dremmen 


aus dem Amte Waſſenberg die Gemeinden: 


Orsbeck 
Waſſenberg 


aus dem Kreiſe Jülich 
das Amt Aldenhoven 
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aus dem Amte Dürwiß die Gemeinden: 


Laurensberg 
Lohn 


aus dem Amte Inden die Gemeinden: 
Inden 
Pattern b. Aldenhoven 


aus dem Kreiſe Monſchau 
aus dem Amte Rötgen die Gemeinden: 
Rott 
Zweifall; 


VI. aus dem Regierungsbezirke Düſſeldorf 
der Kreis Düſſeldorf-Mettmann 
der Kreis Grevenbroich-Neuß 
aus dem Rhein-Wupper⸗Kreiſe 
die Gemeinden: 
Baumberg 
Stadt Bergiſch Neukirchen 
„ Burg a. Wupper 
„ Burſcheid 
„ Hitdorf 
Monheim 
Stadt Leichlingen (Rheinland) 
Langenfeld (Rheinland) 
Stadt Wermelskirchen 
Witzhelden; 


VII. aus dem Regierungsbezirke Koblenz und zwar 
aus dem Landkreiſe Koblenz 
die Gemeinden: 

Arenberg 
Arzheim 
Bubenheim 
Güls 
Immendorf 
Kaltenengers 
Keſſelheim 
Mallendar 
Mülheim 
Rübenach 
Sankt Sebaſtian 
Urbar 


der Stadtkreis Koblenz; 


VIII. aus dem Regierungsbezirke Köln und zwar 
aus dem Kreiſe Bergheim 
die Gemeinde Hüchelhoven 
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aus dem Landkreiſe Köln 
das Amt Pulheim. 


B. Dieſe Verordnung tritt mit dem 10. November 1937 in Kraft. 
Berlin, den 28. Oktober 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Arbeitsminiſter. 


In Vertretung: 


Krohn. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. September 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Schönfeld für die Anlage 
eines Schulſpielplatzes 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schneidemühl Nr. 38 S. 215, ausgegeben am 18. September 1937; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. September 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Jüchen für den Bau eines 
Hitler⸗-Jugendheims 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 41 S. 233, ausgegeben am 9. Oktober 1937; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. September 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft Anhaltiſche Kohlen— 
werke in Halle (Saale) für die Abraumböſchungen und den Aufſchlußbetrieb der Grube 
Greifenhain in der Gemarkung Greifenhain 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt (Oder) Nr. 41 S. 217, ausgegeben am 9. Oktober 1937; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. September 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Verwaltung der 
Reichsſtraßen) zur Verlegung der Reichsſtraße Nr. 99 zwiſchen Halbau und Tſchirndorf 
in der Gemarkung Zehrbeutel 
durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 42 S. 169, ausgegeben am 16. Oktober 1937; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Oktober 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Molkereigenoſſenſchaft Allenſtein, e. G. 
m. b. H. in Allenſtein, zur Vergrößerung ihres Betriebs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Allenſtein Nr. 42 S. 98, ausgegeben am 16. Oktober 1937; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Oktober 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) für 
Wehrmachtzwecke in der Stadt Gumbinnen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 43 S. 139, ausgegeben am 23. Oktober 1937; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Oktober 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Franzburg-Barth zur Ver⸗ 
breiterung der Straße Zingſt Prerow in der Gemarkung Zingſt 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 42 S. 241, ausgegeben am 16. Oktober 1937. 
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